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entsprechend den spezifischen Bedingungen und 
Erfordernissen des jeweiligen Führungsbereiches, 
unter Beachtung seiner Entwicklungsdynamik fest­
zulegen.

III.
Die Rechenschaftslegung 

der Leiter der Betriebe und Kombinate 
sowie der Räte der Städte und Gemeinden

vor den Werktätigen ihres Verantwortungsbereiches

1. Die Pflicht zur Rechenschaftslegung ergibt sich aus 
dem gesellschaftlichen Charakter der Produktion, 
der Stellung der Werktätigen als sozialistische Pro­
duzenten und sozialistische Eigentümer der Pro­
duktionsmittel und aus dem verfassungsmäßigen 
Recht der Bürger, das politische, wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Leben der sozialistischen 
Gemeinschaft und des sozialistischen Staates ent­
sprechend dem Grundsatz „Arbeite mit, plane mit, 
regiere mit!“ umfassend mitzugestalten.

2. Die Rechenschaftslegung der Leiter der Betriebe 
und Kombinate sowie der Räte der Städte und 
Gemeinden vor den Werktätigen muß dazu bei­
tragen, die ständige Übereinstimmung der kollek­
tiven und individuellen Interessen mit den gesell­
schaftlichen Erfordernissen zu sichern, die bewußte 
und schöpferische Mitwirkung der Werktätigen 
bei der Lösung der Aufgaben zu fördern und ihnen 
die Informationen zu vermitteln, die sie zur akti­
ven Teilnahme am Planungs- und Leitungspro­
zeß sowie zur Festigung ihres Urteils- und Ent­
scheidungsvermögens benötigen.

3. In der Rechenschaftslegung vor den Werktätigen 
Haben die Leiter der Betriebe und Kombinate so­
wie die Räte der Städte und Gemeinden über den 
Beitrag ihres Verantwortungsbereiches zur Gestal­
tung des entwickelten gesellschaftlichen Systems 
des Sozialismus, über die Einhaltung der Gesetze 
und der anderen allgemeinverbindlichen Rechts­
vorschriften, die Durchsetzung der Beschlüsse, die 
Verwirklichung der Planaufgaben, die Bildung und 
Verwendung der Fonds und die Maßnahmen zur 
planmäßigen Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen, der Versorgung und Betreu­
ung u. a. zu berichten.
Besonders haben die Leiter der Betriebe und Kom­
binate sowie die Räte der Städte und Gemeinden 
Rechenschaft darüber zu legen, wie sie zur Erfül­
lung der in den staatlichen Plänen 'festgelegten 
Aufgaben
— die ständige Steigerung der Arbeitsproduktivi­

tät und die Senkung der Kosten sichern
— die schöpferische Mitarbeit der Werktätigen 

organisieren
— die Vorschläge und Empfehlungen der Werk­

tätigen und ihrer Beratungs- und Kontrollorgane 
zur Verbesserung der Wirtschaftstätigkeit und 
zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit und 
Effektivität praxis wirksam umsetzen

— die Eingaben, Kritiken und Beschwerden aus­
werten

— die sozialistische Gemeinschaftsarbeit, das Neue­
rerwesen, den sozialistischen Wettbewerb und 
das Aus- und Weiterbildungssystem entwickeln

— die fortgeschrittensten Erkenntnisse und Lei­
stungen der Schrittmacher und die bei der 
Entwicklung allseitig gebildeter sozialistischer 
Persönlichkeiten gesammelten Erfahrungen 
verallgemeinern bzw. obligatorisch durchsetzen

— die Ordnung und Sicherheit gewährleisten.
Die Leiter der Betriebe und Kombinate haben über 
die Erfüllung der im Betriebskollektivvertrag über­
nommenen Verpflichtungen Rechenschaft abzu­
legen.
In der Rechenschaftslegung haben die Leiter bzw. 
die Räte Schlußfolgerungen für die weitere Ent­
wicklung konkret und kontrollfähig darzulegen.

4. Die Vorbereitung und Durchführung sowie die in­
haltliche und organisatorische Gestaltung der 
Rechenschaftslegung der Leiter der Betriebe und 
Kombinate vor den Werktätigen hat in Abstim­
mung mit den zuständigen Leitungen der betrieb­
lichen gesellschaftlichen Organisationen und den 
Beratungs- und Kontrollorganen der Werktätigen 
zu erfolgen.
Die Rechenschaftslegung der Räte der Städte und 
Gemeinden vor den Werktätigen hat in Abstim­
mung mit den Organen der Nationalen Front zu 
erfolgen.

Die in der Rechenschaftslegung zu behandelnden 
Grundfragen sind den Werktätigen vorher be­
kanntzugeben.

5. Die Leiter der Betriebe und Kombinate haben 
durch ein innerbetriebliches System der Rechen­
schaftslegung zu gewährleisten, daß alle betrieb­
lichen Leiter vor dem Kollektiv ihres Verantwor­
tungsbereiches Rechenschaft ablegen. Die dafür 
erforderlichen Festlegungen sind im Betriebskol­
lektivvertrag zu treffen.

6. Die Leiter der Betriebe und Kombinate und die 
Räte der Städte und Gemeinden haben die sich 
aus den Rechenschaftslegungen vor den Werktäti­
gen ergebenden Vorschläge, Hinweise, Kritiken 
und Beschwerden protokollarisch festzulegen und 
entsprechend den allgemeinverbindlichen Rechts­
vorschriften wie Eingaben zu behandeln.

7. Wird die Pflicht zur Rechenschaftslegung vor den 
Werktätigen nicht oder ungenügend wahrgenom­
men, ist der Leiter des Betriebes oder des Kombi­
nates bzw. der Vorsitzende des Rates der Stadt 
oder Gemeinde durch den übergeordneten Leiter 
bzw. den übergeordneten Rat zur Verantwortung 
zu ziehen.

IV.
Die Rechenschaftslegung 

der Leiter der Betriebe und Kombinate, 
der Generaldirektoren der WB 

und der Leiter der gleichgestellten Organe 
vor dem übergeordneten Leiter

1. Rechenschaft ist über die Erfüllung der staat­
lichen Pläne und weiterer zentral gestellter Auf­
gaben, über die Entwicklung der wissenschaftlichen 
Führungstätigkeit, die Vervollkommnung der sozia­
listischen Demokratie und die schöpferische An-

„ Wendung des ökonomischen Systems des Sozialis­
mus zu legen. Dabei ist der Beitrag des jeweiligen


